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Zur Sache

Humanitäres 
Bleiberecht

Das Bundesamt für Fremden-
wesen und Asyl (BFA) kann drei 
verschiedene Aufenthaltstitel 
aus berücksichtigungswürdigen  
Gründen erteilen, etwa zur Auf-
rechterhaltung eines Familien- 
und Privatlebens in Österreich, 
aus einer besonderen Schutzbe-
dürftigkeit heraus oder aus be-
sonderen Gründen, zu denen 
der Grad der Integration, Selbst-
erhaltungsfähigkeit, schulische 
und berufliche Ausbildung, eine 
eventuelle Beschäftigung sowie 
Deutschkenntnisse zählen. 

Asylanträge. Im Jahr 2017 wur-
den in Österreich 24.296 Asyl-
anträge gestellt, fast so viele 
wie im Jahr 2014. 2016 waren 
es 42.285 Anträge und im Jahr 
2015 88.340. 
Der überwiegende Teil kam 2017 
von syrischen Staatsbürger/in-
nen. Danach folgten die Natio-
nalitäten Afghanistan, Pakistan, 
Irak und Nigeria. 
Die meisten Abschiebungen bzw. 
„Außerlandesbringungen“ er-
folgten nach Nigeria, Serbien, 
Irak, Afghanistan und in die Rus-
sische Föderation. 
(Quelle: BFA)

Ehrenamtlicher 
Einsatz: Die „Plattform 
Vielfalt für Wartberg“ 
hielt Anfang Oktober in 
Wartberg an der Krems 
eine Mahnwache, weil 
eine tschetschenische 
Familie mit vier kleinen 
Kindern in der Nacht 
abgeholt und abge-
schoben worden war.   
Jack Haijes (Ausschnitt)

Kompromisslose Abschiebenpraxis trifft auch Ehrenamtliche

„Das Bleiberecht wird nur  
sehr verhalten eingesetzt“

Herr Bischof, Sie nützen immer wieder öffentli-
che Anlässe, um das humanitäre Bleiberecht ein-
zufordern. Warum ist Ihnen das wichtig?
Bischof Manfred Scheuer: Ich habe den Ein-
druck, dass der Aufenthaltstitel in beson-
ders berücksichtigungswürdigen Fällen nur 
mehr sehr verhalten eingesetzt wird. Bei die-
sem Aufenthaltstitel sollte der Grad der In-
tegration besondere Berücksichtigung fin-
den, heißt es auf der Homepage des Amtes 
für Fremdenwesen und Asyl. Nun höre ich 
von vielen Fällen, in denen Integration in ei-
nem hohen Maß gegeben ist, und trotzdem 
enden viele dieser Verfahren mit Abschie-
bung in die Herkunftsländer – unter der An-
nahme, dass die Lage dort stabil sei. Das 
betrifft im Besonderen Afghanistan. Glaub-
würdige Berichte machen aber deutlich, dass 
dort die sicherheitspolitische Lage alles an-
dere als unbedenklich ist. Da wäre das Blei-
berecht ein legales Instrument, dass auf Basis 
der Menschenrechtskonvention der Huma-
nität ein Vorrang eingeräumt wird. Das hu-
manitäre Bleiberecht soll nämlich kein totes 
Recht sein.
Auf der anderen Seite hat die Integration ei-
nen Mehrwert für unsere Gesellschaft. Sie 
wird ja nicht ärmer mit den Menschen, die 
hierbleiben wollen, sondern reicher. Abge-
sehen davon haben wir als österreichischer 
Staat und auch als Gesellschaft doch eini-
ges in diese Menschen investiert. Und dann 
wollen wir nicht davon profitieren, dass sie 
einen Berufsabschluss machen oder in das 
Arbeitsleben integriert werden?

Was möchten Sie Menschen sagen, die sich für 
Geflüchtete einsetzen?
Bischof Scheuer: Ich möchte ausdrücklich 
allen danken, die sich für Geflüchtete ein-
gesetzt haben und gegenwärtig einsetzen. 
Das sind zahlreiche Einzelpersonen, Famili-

en, Pfarren, Vereine, Gemeinden und über-
regionale Initiativen. Eine Integration ist 
ja nicht nur eine rechtliche Frage, sondern 
setzt viele Bereiche voraus, wie zum Beispiel 
Kommunikation: dass Menschen aus der Be-
völkerung auf die Geflüchteten zugehen. 
Im Jahr 2015 hat die Gesellschaft in Ober-
österreich im besten Sinn des Wortes Gast-
freundschaft gezeigt. Aus Begegnungen sind 
oft Beziehungen und auch Freundschaf-
ten geworden. Die Zivilgesellschaft hat hier 
dem Staat in einem sehr hohen Maß unter 
die Arme gegriffen. Die Bemühungen soll-
ten und müssen auch anerkannt werden. 
Was hier ehrenamtlich gemacht wurde, soll 
nicht einfach ausradiert werden. Durch eine 
kompromisslose Abschiebungspraxis wer-
den Menschen vor den Kopf gestoßen, die 
sich jahrelang für eine gelungene Integrati-
on eingesetzt haben. «  

Dr. Manfred Scheuer, Bischof 
von Linz, verweist auf die vier 
Handlungen, die laut Papst Fran-
ziskus im Umgang mit Geflüch-
teten leiten sollen: aufnehmen, 
schützen, fördern und integrieren.  
Diözese Linz/Hermann Wakolbinger

Das humanitäre Bleiberecht soll kein „totes 
Recht“ sein: Mit deutlichen Worten wandte 
sich Bischof Manfred Scheuer in den letzten 
Monaten in Presseaussendungen und 
bei öffentlichen Veranstaltungen an die 
Verantwortlichen im Asylbereich. 

Interview: Christine Grüll


